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AGFW ist der Spitzen- und Vollverband der energieeffizienten Versorgung mit Wärme, Kälte 
und Kraft-Wärme-Kopplung. Wir vereinen mehr als 730 Versorgungsunternehmen (regional 
und kommunal), Energiedienstleister sowie Industriebetriebe der Branche aus Deutschland 
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Der AGFW bedankt sich für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum vorliegenden 
Gesetzesentwurf.  

Wärmenetzbetreiber sind durch die Anforderungen aus dem Wärmeplanungsgesetz dazu 
verpflichtet, den Anteil klimaneutral bereitgestellter Wärme kontinuierlich zu steigern. 
Unvermeidbare Abwärme aus industriellen oder gewerblichen Prozessen ist dabei ein 
wichtiger Bestandteil dekarbonisierter Wärmenetze. Aus diesem Grund möchten wir uns 
insbesondere zu den Anpassungen am Energieeffizienzgesetz (EnEfG) äußern. 

Artikel 1: Änderungen des Energieeffizienzgesetzes 
Die Identifikation und Erschließung von Abwärmequellen ist in der Praxis sehr kleinteilig, 
zeitaufwendig und mit erheblichem organisatorischem Aufwand verbunden. 
Wärmenetzbetreiber waren bis zum Inkrafttreten des EnEfG darauf angewiesen, potenzielle 
Abwärmequellen einzeln zu recherchieren, anzusprechen und deren Potenziale zunächst 
grundlegend zu klären.  

Ein zentrales Hindernis bestand darin, dass Abwärme bereitstellende Unternehmen bislang 
kaum wirtschaftliche oder organisatorische Anreize hatten, Abwärme an Wärmenetzbetreiber 
abzugeben. Den potenziellen Erlösen aus einer Abwärmelieferung stand für diese 
Unternehmen regelmäßig ein hoher interner Aufwand gegenüber. Erschwerend kam hinzu, 
dass innerhalb der Unternehmen häufig die notwendigen Informationen fehlten, um 
Abwärmepotenziale überhaupt bewerten zu können. Es mangelte an strukturierten Daten zu 
Abwärmemengen, Temperaturniveaus und zeitlicher Verfügbarkeit. In der Folge wurden in der 
Vergangenheit Projekte nicht weiterverfolgt oder gar nicht erst angestoßen, obwohl sich diese 
bei näherer Betrachtung als wirtschaftlich sinnvoll erwiesen hätten. 

Aus diesen Gründen hat die Einführung des Energieeffizienzgesetzes (EnEfG) einen wichtigen 
Impuls dargestellt. Die systematische Erfassung von Abwärmepotenzialen kann dazu 
beitragen, Informationsdefizite abzubauen und das Interesse auf Seiten der Abwärme 
bereitstellenden Unternehmen zu erhöhen, Abwärme tatsächlich für Wärmenetze zur 
Verfügung zu stellen. 

Grundsätzlich begrüßen wir ausdrücklich das erklärte Ziel des Gesetzentwurfs, das EnEfG 
bürokratieärmer auszugestalten. Der vorliegende Entwurf macht jedoch nach unserer 
Einschätzung Fortschritte auf dem Weg zu einer verstärkten Abwärmenutzung in 
Wärmenetzen an mehreren Stellen wieder zunichte und verspielt die Chance, Abwärme aus 
Rechenzentren in Fernwärmenetzen zu nutzen und diese kostengünstig zu dekarbonisieren. 

Darüber hinaus möchten wir ausdrücklich auf Passagen des Gesetzentwurfs hinweisen, die 
dem erklärten Ziel des Bürokratieabbaus direkt widersprechen, indem sie 
Wärmeversorgungsunternehmen neue Pflichten auferlegen, die über europäische 
Anforderungen hinausgehen, ohne einen erkennbaren zusätzlichen Nutzen für die 
tatsächliche Abwärmenutzung zu entfalten. 

Zu Nr. 13. Anpassung § 11 EnEfG 

Insbesondere für Wärmenetzbetreiber in urbanen Räumen ist Abwärme aus neu entstehenden 
Rechenzentren eine wichtige Dekarbonisierungsoption. Daher unterstützt der AGFW die 
Bestrebung deren Nutzung im Rahmen des vorliegenden Gesetzesentwurfs zu 
entbürokratisieren. Bislang unklare Gesetzespassagen, die direkt zur verstärkten Nutzung 
dieser Abwärmequelle beitragen können, sollten jedoch nicht ersatzlos gestrichen, sondern 
präzisiert werden. 



 

__________________________________________________________________________ 
 

Seite 2 / 5 

Zu § 11 Abs. 2 EnEfG 

Der AGFW begrüßt die Einführung von § 11 Abs. 2 S. 5. Durch die Ergänzung, dass der 
Mindestanteil wiederverwendeter Energie für Rechenzentren unterschritten werden kann, 
wenn ein Wärmenetzanschluss besteht, wird sichergestellt, dass Abwärmeprojekte nicht an 
diesem Kriterium scheitern, sondern jegliche Abwärme aus Rechenzentren in Wärmenetze 
eingespeist werden kann. 

Zu § 11 Abs. 3 Nr. 2 EnEfG 

Die Streichung der Pflicht zur frühzeitigen Erstellung einer Regelung zur Tragung der Kosten 
für potenzielle Abwärmeprojekte sowie zum Abwärmepreis verkompliziert die später 
stattfindenden Verhandlungen zwischen Wärmenetz- und Rechenzentrumsbetreiber. Daher 
sollte auf den Wegfall verzichtet werden. 

Zu § 11 Abs. 3 Nr. 3 EnEfG 

Die Streichung der Pflicht zur Bereitstellung notwendiger Infrastruktur durch den 
Rechenzentrumsbetreiber reduziert Investitionsanreize der Rechenzentrumsbetreiber. Daher 
sollte auf den Wegfall verzichtet werden. Stattdessen sollte im Rahmen von Merkblättern 
klargestellt werden, welche Komponenten unter die notwendigen Infrastrukturen fallen, 
welcher Akteur die notwendigen Investitionen trägt und zu welchem Zeitpunkt in der Planung 
das Angebot abgegeben werden sollte. 

Zu § 11 Abs. 3 Nr. 4 EnEfG 

Der AGFW begrüßt den Versuch, den bislang unklaren Begriff der „Umgebung“ durch die 
Einführung der neuen Unternummer zu definieren. Die Einführung einer pauschalen Fünf-
Kilometer-Grenze erscheint jedoch nicht sachgerecht und insbesondere für urbane 
Wärmenetze zu restriktiv. Gegenüber der aktuellen Gesetzeslage, die eine Nutzungspflicht für 
Rechenzentren unter bestimmten Voraussetzungen vorsieht, werden Rechenzentren im 
neuen Gesetzesentwurf außerhalb eines 5 km-Radius von jeglicher Nutzungspflicht 
freigestellt. Damit wird ein Fehlanreiz dahingehend gesetzt, Rechenzentren 5 km und mehr 
von möglichen Senken, also Fernwärmenetzen entfernt zu errichten.  

Eine praxistaugliche Definition des Begriffs sollte sich an der elektrischen Anschlussleistung 
des Rechenzentrums orientieren. Während sehr große Anlagen auch über längere Distanzen 
potenziell wirtschaftlich erschlossen werden können, kann für kleinere Rechenzentren eine 
niedrigere Grenze angesetzt werden. 

 

AGFW-Forderung: 

• Beibehaltung der verpflichtenden Regelung zur Tragung der Investitionskosten & 
zum Abwärmepreis bei zukünftigen Projekten 

• Beibehaltung der verpflichtenden Bereithaltung der Infrastruktur durch 
Rechenzentrumsbetreiber  

• Branchenübergreifende Erarbeitung von Mindestinhalten für Angebote zur Nutzung 
von Abwärme 

• Praxistaugliche Auslegung des Begriff Umgebung anhand der Anschlussleistung 
von Rechenzentren 
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Zu Nr. 15: Anpassung §13 EnEfG 

Die Informationspflicht für Rechenzentrumsbetreiber u. a. über Ihre Abwärmepotenziale ist rein 
reaktiv und greift erst, wenn das Rechenzentrum bereits in Betrieb ist. Erfahrungsgemäß 
können Projekte zur Nutzung von Abwärme aus Rechenzentren jedoch nur dann wirtschaftlich 
erfolgreich umgesetzt werden, wenn die Abwärmeauskopplung bereits frühzeitig im 
Planungsprozess vorgesehen ist und die notwendigen Maßnahmen mitgeplant werden. Eine 
nachträgliche Auskopplung ist technisch und administrativ schwierig und daher in der Regel 
unwirtschaftlich. Um sicherzustellen, dass die erhobenen und an das Effizienzregister 
gemeldeten Daten auch in der Praxis genutzt werden können, sollten auch im 
Planungsprozess Daten in einer reduzierten Form gemeldet werden. 

 

Zu Nr. 16: Anpassung §16 EnEfG 

Zu § 16 Abs. 2 EnEfG 

Die bislang bestehende Pflicht, anfallende Abwärme wiederzuverwenden und dabei auch 
externe Dritte einzubeziehen, hat trotz weitreichender Ausnahmen dazu geführt, dass sich 
Unternehmen mit ihren Abwärmepotenzialen beschäftigt und dabei auch externe 
Wärmesenken miteinbezogen haben. Durch die Streichung dieser Pflicht würde ein wichtiger 
Anreiz zur verstärkten Abwärmenutzung in Wärmenetzen entfallen. Damit widerspricht dieser 
Schritt dem im Koalitionsvertrag formulierten Ziel die Einspeisung unvermeidbarer Abwärme 
zu erleichtern und erschwert damit die Dekarbonisierungsbemühungen der 
Wärmeversorgungsunternehmen. 

Zu § 16 Abs. 2 EnEfG Entwurf 

Anstelle der Verpflichtung zur Wiederverwendung von Abwärme soll laut Entwurf eine 
Verpflichtung zur Durchführung einer Kosten-Nutzen-Analyse (KNA) für Abwärmenutzung am 
und außerhalb des Standortes treten. In der aktuellen Ausgestaltung dient die KNA lediglich 
einer formalen Umsetzung der Vorgaben nach Art. 26 Abs. 7 EED ohne eine praktische 
Wirkung zu entfalten. Ohne aus der KNA resultierende Umsetzungspflichten oder eine 
Verknüpfung zu Genehmigungs- und Förderrecht droht die KNA zu einem rein bürokratischen 
Akt zu werden. Von der bestehenden Vorgängerregelung im Kontext des KWKGs, der Kosten-
Nutzen-Vergleichsrechnungsverordnung ist nicht bekannt, dass sie in nennenswertem 
Umfang dazu beigetragen hat, Projekte fundiert zu beurteilen und deren Umsetzung 
voranzubringen. 

In seiner Detailausgestaltung geht der vorliegende Entwurf sogar über die EED-Anforderungen 
hinaus. Das explizite Ziel der EED-Vorgabe darin besteht, die Abwärmenutzung in 
Wärmenetzen zu steigern. Daher ist es nicht angebracht auch Wärmenetzbetreiber zur 
Durchführung der KNA zu verpflichten. Dadurch, dass aber jede Energieversorgungs-
einrichtung laut Entwurf von der Pflicht erfasst werden soll, werden 
Wärmeversorgungsunternehmen zusätzliche bürokratische Pflichten auferlegt, die mit dem 
Gesetzesentwurf eigentlich abgebaut werden sollen. 

Nach Art. 26 Abs. 7 EED sind Stromerzeugungsanlagen, Industrieanlagen, 
Versorgungseinrichtungen mit Abwärmeaufkommen (wie LNG-Anlagen oder 
Abwasserbehandlungsanlagen) und Rechenzentren zur KNA für die Abwärmerückgewinnung 

AGFW-Forderung: 

• Ergänzung des Effizienzregisters um Planungsdaten  
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verpflichtet. Die EED spricht dabei nicht allgemein von Energieversorgungseinrichtungen, 
sondern von Versorgungseinrichtungen mit Abwärmeaufkommen. 

Der Gesetzeszweck der EED wird in den Randnummern 101 & 105 beschrieben. Demnach 
soll „überschüssige Wärme aus Versorgungseinrichtungen und Rechenzentren“ in 
Fernwärme- und Fernkältesystemen genutzt werden. Es sollen „Anlagen mit einem 
erheblichen jährlichen durchschnittlichen Energieinput mit technischen Lösungen für die 
Nutzung von Abwärme aus der Anlage ausgestattet werden, wenn die KNA positiv ausfällt. 
Diese Abwärme könnte durch Fernwärmenetze dorthin transportiert werden, wo sie gebraucht 
wird.“ Ziel ist also die Identifizierung von Abwärme für die Nutzung in der Fernwärme.  

 

Zu Nr. 17: Anpassung §17 EnEfG 

Die Auskunftsplicht sowie die erst im vergangenen Jahr gestartete Plattform für Abwärme 
(PfA) stellen einen wichtigen Impuls für Unternehmen dar, ihre anfallenden Abwärmemengen 
systematisch zu erfassen. Für Wärmeversorgungsunternehmen ist die Auskunftsplicht ein 
wichtiges Werkzeug zur schnellen Identifizierung lokaler Abwärmepotenziale im Rahmen ihrer 
Dekarbonisierungsbemühungen. Die zusätzliche Veröffentlichung in der PfA hat diesen Schritt 
noch weiter vereinfacht. 

Der AGFW sieht aus diesen Gründen den vorgesehenen Wegfall der Auskunftspflicht sowie 
der verpflichtenden Meldung an die PfA kritisch. Es ist nicht davon auszugehen, dass in 
relevantem Umfang freiwillige Meldungen an die PfA erfolgen werden. Vielmehr ist 
anzunehmen, dass Wärmenetzbetreiber, ähnlich wie vor der Einführung des EnEfG, kaum 
relevante Informationen zu aktuellen Abwärmepotenzialen erhalten und Abwärmeprojekte 
daher nicht umgesetzt werden können. Auch dieser Schritt widerspricht dem erklärten Ziel, die 
Einspeisung unvermeidbarer Abwärme zu erleichtern. 

Um die Umsetzung von Abwärmeprojekten auch in den kommenden Jahren anzureizen, 
fordert der AGFW eine Beibehaltung der Auskunftspflicht gegenüber Wärmenetzbetreibern 
beziehungsweise Fernwärmeversorgungsunternehmen sowie sonstigen potenziellen 
Wärmeabnehmern. Die initialen Meldungen an die PfA bilden eine erste Übersicht, die durch 
individuelle Anfragen aktualisiert werden kann. Auf diese Weise kann das Informationsdefizit 
von Wärmenetzbetreibern beseitigt und gleichzeitig der mit regelmäßigen Meldungen 
verbundene bürokratische Aufwand für Unternehmen reduziert werden. 

 

AGFW-Forderung: 

• Beibehaltung der Pflicht zur Wiederverwendung von Abwärme 
• Verknüpfung der KNA mit Umsetzungspflichten sowie Genehmigungs- und 

Förderrecht 
• Begrenzung der Pflicht zur KNA auf Versorgungseinrichtungen 

AGFW-Forderung: 

• Beibehaltung der Auskunftspflicht gegenüber Abwärmeabnehmern 
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Ihre Ansprechpartner 

  
John A. Miller 
stellv. Geschäftsführer AGFW e.V. 
Bereichsleiter Energiewirtschaft und Politik 
+49 69 6304-352 
j.miller@agfw.de 
 

 

Johannes Dornberger 
Referent Energiewirtschaft & Politik 
+49 69 6304-212 
j.dornberger@agfw.de 
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